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Wie Corona, so die 
Aufarbeitung

Mögliche Haushaltssperre wirft vielleicht die eventuelle Frage auf: 
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Die Universitäts- und Landes-
bibliothek wurde großflächig 

beschmiert. Daraus ergeben sich 
zwei Fragen. Die erste: Wieso ist 
das da noch? 

Wir fragten bei der Pressestel-
le des Thüringer Bildungsmini-
steriums, ob es aus politischen 
Gründen unterlassen wird, die Be-
schmierungen zu entfernen oder 
übermalen. Man antwortete, „da 
ThULB unter der Flagge der FSU 
läuft, ist diese auch grundsätzlich 
zuständig. Ich kann Ihnen aber 
mitteilen, dass die FSU Anzeige er-
stattet hat. Der Vorfall muss sich 
nach den bisherigen Erkenntnis-
sen erst in der Nacht zu Donnerstag 

ereignet haben. Selbstverständlich 
werden die Schmierereien entfernt, 
sobald die Ermittlungen und die 
Kapazitäten im Baudezernat dies 
zulassen.“

Die Uni ist zuständig, die Zustän-
digkeit kann sich etwas hinziehen, 
seit einem halben Jahr unterlässt 
man es, die Lothar-König-Gedenk-
schmiererei am Ernst-Abbe-Platz 
zu überpinseln. 

Die zweite Frage richteten wir an 
die Polizeidienststelle: Da so was 
eine gewisse Zeit dauert, in der kei-
ne Polizei vorbeikommen sollte, bit-
ten wir um die Mitteilung, welche 
Erklärung Sie dafür haben, dass 
es danach aussieht, dass sich die 

Beschmierer nach den Zeiten von 
Polizeistreifen gerichtet haben.

Man gab sich überrascht, „der 
Sachverhalt ist der Polizei bislang 
noch nicht bekannt gewesen. Auf 
Nachfrage beim Hausrechtsinha-
ber stand eine Mitteilung an die 
Polizei noch aus. Im Rahmen der 
Sachverhaltsaufnahme muss der 
Tatzeitraum noch geklärt werden.“

Der Hausrechtsinhaber möchte 
natürlich nicht in den Verdacht 
geraten, faschistischem Gedan-
kengut anzuhängen. Es ist sogar 
vergleichsweise kostengünstig, 
sich durch Beschmierenlassen 
antifaschistisch, weltoffen und zu-
kunftsorientiert zu präsentieren.

Demokratie leben 
in Abstimmung mit den 

Streifenfahrten der Polizei
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Besuchsreise
Oberbürgermeister und Stadt-

ratskollege besuchten über-
raschend die Ukraine, von wo sie 
gutglaunte Fotos übermittelten. 
Demnach waren sie erfolgreich 
mit dem Vorhaben, für die FDP 
eine neue Betätigungsgegend zu 
finden.

Halbes 
Spielgeld 
Das Bürgerbudget soll halbiert 

werden. Das bedeutet, künf-
tig würde ein Regenbogen-Zebra-
streifen halb so breit oder würde 
nur bis zur Mitte der Straße rei-
chen.

Lesung
In der Bibliothek wurde eine Le-

sung mit Sachen von Ernesto 
Cardenal abgehalten. Der Scha-
den wird auf 800 Euro geschätzt, 
so hoch sollen die Fördermittel ge-
wesen sein.

Kein 
Sprühwasser
Ein für die Befeuchtung hei-

ßer Stadtluft angeschaffter 

Wasserzerstäuber wird nicht ein-
gesetzt wegen der Gefahr der Ver-
breitung von Amöben. Da ist das 
Pech, dass er gekauft wurde, um 
vor dem Klima zu schützen, und 
nicht, um Amöben zu retten.

Angriff 
erfunden
In WhatsApp wurde von einem 

Messerangriff bei einer Fahr-
scheinkontrolle zwischen Fel-
senkeller und Paradiesbahnhof 
erzählt, aber den hat es nicht 
gegeben. Also keine Extra-Demo 
„Jena bleibt bunt“.

Bedrohung
Zwei Mädchen wurden an der 

Endhaltestelle Winzerla mit 
einem Messer bedroht. Die Poli-
zei hat den 14-jährigen Täter ge-
stellt und leitete laut Meldung die 
entsprechenden Maßnahmen ein. 
Wichtig ist zu beachten: die ent-
sprechenden. Nicht die notwen-
digen.

Hitzeschutz
Die Stadt hat den Hitzeschutz-

plan vorgestellt. Jetzt muss 
noch die zuständige Stelle einge-
richtet werden, die den Sommer-
befehl gibt.

.

Geredet wird viel, die Tage sind 
gerade lang.

Was zu sehen ist, sind Blumen-
bänke mit Sitzfunktion oder Sitz-
bänke mit Blumenkasten, auf dem 
Theatervorplatz. Sehen sehr gut 
aus, bestimmt angemessen teuer, 
und sollte jemand darauf sitzen, 
böte er einen guten Anblick. Man 
sitzt und ist zugleich klimafreund-
lich, weil das Holz nicht verbrannt 
wurde und weil man sein Kohlen-
dioxid vom Ausatmen gleich an 
die Blumenpflanzen geben kann.

Nun ist im Gerede, der Oberbür-
germeister verfolge den Plan, sol-
che Blumensitzmöbel überall, wo 
es geht, in der Stadt aufzustellen, 
vor den Geschäften, was dann von 
den Ladenbetreibern bezahlt wer-
den solle. Beträfe ohnehin nur 
die, die noch existieren, also die 
reichen. 

Die werden selbstverständlich 
nicht gezwungen, wenn sie nicht 
wollen, nur durch oberbürgermei-
sterhafte Überredungskraft davon 
überzeugt, es zu wollen. Vielleicht 
wird aus Sitzpassanten Laufkund-
schaft.

Geld flösse, es wäre wieder ein-
mal das, wonach es aussieht.

Kann das sein, kann man das 
glauben? 

Gemessen an der Reputation 
der Beteiligten wäre es nicht un-
glaublich.

Bank für 
Geschäfte 
und Kunden
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Die Stadtpleite muss klimaneutral, 
geschlechtergerecht, kultursensibel, 
queerfeministisch, antikapitalistisch, 
antidiskriminierend, vielfältig und 
bunt gestaltet werden, was soll die 
Welt sonst von uns denken
Haushaltssperre be-

deutet, die Stadt ist 
nicht pleite, sie hört nur 
auf, etwas zu finanzieren, 
was nicht von Druckmach-
gruppen nachdrücklich 
und lautstark zu bezahlen 
gefordert wird. Leute, deren 
Arbeitsethos lautet: „Wir 
sind links, gebt uns Geld!“, 
leben nun in Angst, neue 
Begründungen für ihre Un-
abdingbarkeit suchen zu 
müssen oder die alten zu 
erneuern. Die in der Ver-
fassung festgeschriebene 
Klimaneutralität bis in 
zwanzig Jahren soll zwar 
kein formales Staatsziel 
sein, aber in dem Lichte der 
Ambition ist auszulegen, 
welche Einsparungen die 
Menschenwürde verböte.

Das Haushaltsproblem 
entsteht in der offiziellen 
Darstellung nicht durch 
Verschwendungssucht, son-

dern durch ausbleibende 
Steuereinnahmen, auf die 
man sich schon gefreut hat-
te. Mit der Verminderung, 
zeitungsdeutsch mit dem 
Minus, konnte nun wirklich 
niemand rechnen, außer 
vielleicht jemandem von de-
nen, die mit so was immer 
rechnen und darum nie rich-
tig liegen können.

Jena ist überwiegend von 
Personen besiedelt, die in 
ihrem Erwerbstätigkeitspro-
fil den Kapitalismus schon 
überwunden haben. Ihnen 
wäre nicht zuzumuten, ihre 
Tätigkeit frei als Dienstlei-
stung anzubieten, aber sie 
können eine Studie erstellen, 
wo noch Steuern zu holen 
wären oder Fachkräfte. 

Das bedeutet: Eine Stel-
le für die Ausgabe von For-
mularen für den Antrag auf 
die argentinische Kettensäge 
wird nicht eingerichtet.
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Die schamlose TLZ-Gerlinde 
ersucht die Leser: „Schreiben 

Sie uns bitte, was Sie mit dieser 
Zeitung verbindet!“ 

Das unterstützen wir gern und 
sagen: au ja, tun Sie das! 

Sie können das Thema dahinge-
hend verfehlen, dass Sie schrei-
ben, was Sie mit dieser Zeitung 
verbinden. 

Oder sonst so erlebt haben da-
mit.

Der Anlass ist: „Die TLZ wird 80 
und wird dies mit den Lesern fei-
ern. Schicken Sie uns jetzt Ihre Er-
innerungen und Glückwünsche.“ 
Glück ist zu wünschen; für Jour-
nalisten ist so Manches Glückssa-
che. 

„80 Jahre: Das ist eine lange 
Zeit. Und viele dieser Jahre waren 
nicht einfach für die Macher dieser 
Zeitung – vor allem auch politisch. 
Der Druck war bis 1989 groß. 
Und inzwischen haben sich neue 
Feinde der Pressefreiheit formiert. 
Das Durchgriffsrecht fehlt ihnen 
zwar, aber die Stoßrichtung wird 
immer deutlicher.“  

Groß war der Druck, und, Mann, 
die haben so was von standgehal-
ten, wie die Existenz beweist. 

„Die ‚russische Militär-Admini-

stration‘ ermöglicht der Demokra-
tischen Partei, ‚ein Sprachrohr in 
Form einer Zeitung‘ herauszuge-
ben. ‚Über Nacht‘, so heißt es in 
der Ausgabe vom 24. September 
1945, hätten ‚die alten demokra-
tischen Verleger Thüringens und 
die Schriftleitung dieses Blatt aus 
dem Nichts geschaffen.‘“ 

Aus dem Nichts? 
Aus dem gar nichts? 
Überhaupt nichts?
Doch wenigstens aus dem Unter-

grund, in dem die demokratischen 
Verleger und die Schriftleitung sich 
versteckt haben müssen.  Oder sie 
haben aus journalistischer Profes-
sionalität schneller als andere ge-
merkt: Ne, das war nichts.

Denn: „Nicht vergessen ist, dass 
die Thüringer frühzeitig den Na-
zis zugejubelt hatten und dass 
nicht wenige von ihnen selbst zu 
Nazis geworden waren – und dass 
der Jubel noch anhielt, als längst 
Krieg war.“ Was auch an Zeitungen 
gelegen haben könnte, wenn sie, 
entsprechend der damaligen herr-
schenden Meinung, Haltung und 
Gesicht zeigten gegen jene, die 
den Staat verhöhnen, unser Drit-
tes Reich angreifen und das beste 
Deutschland aller Zeiten bis da-
mals leugnen.

Glücklicherweise begannen die 
achtzig Jahre erst danach, und 
wenn die ganzen achtzig gefeiert 
werden, wird auch die DDR-Zeit 
voll gezählt. Hätte ja sein können, 
die wird nur halb angerechnet 
für das Sprachrohr der Demokra-
tischen Partei.

Im bekundeten Verständnis der 
schamlosen TLZ-Gerlinde und 
nicht nur von ihr davon, was 
Meinungsfreiheit sei, bestand in 
der DDR Meinungsfreiheit, man 
musste nur mit Gegenwind rech-
nen, das verstanden diejenigen 
nicht, die Behauptungen verbrei-

ten, denen zufolge die Meinungs-
freiheit eingeschränkt wäre, und 
keine Gegenmeinung ertrügen. So 
nämlich formulieren die es zum 
heutigen Zustand.

Und das ist, in der Parole der 
TLZ vom angeblichen Klartext, das 
Mieseste und Abgefeimteste und 
mittelmäßig Korrupte, wofür diese 
Schriftgeleiteten ihr Gesicht zeigen. 
Ihnen wird es nicht passieren, Ge-
genwind zu verspüren, der Wind, 
den sie abkriegen, ist kein Gegen-
wind, sondern Wind. Der Wind, in 
den sie ihr farbenfrohes Fähnchen 
hängen. Alle, die wegen ihrer Mei-
nungsäußerung schwarzgelistet, 
aussortiert und ausgegrenzt wur-
den, kriegten diese Maßnahmen 
ab wegen geäußerter Gegenmei-
nung, die jemand nicht ertrug, der 
über die geeigneten Mittel verfügt. 

Die Frage ist ja nicht, „was, bitte, 
soll man denn nicht sagen dürfen, 
was?“, sondern: Wer will, dass was 
nicht gesagt wird, und hat welche 
Macht, dies durchzusetzen?

Äußerungen trotz unterdrückter 
Debatte waren es, auf die, auch, 
in der TLZ eimerweise Reaktionen 
von Hass, Hetze, Textgülle und Ak-
tivverleumdung folgten. Achthun-
dert bis tausend Jenaer könnten 
schreiben, sie verbindet mit der 
TLZ, dass sie vom Balkenbüker 
ein „aggressives Gundrauschen“ 
angehängt kriegten. Zum Beispiel. 

Es kann dahingestellt bleiben, 
was die bei der Zeitung sich ein-
bilden. Was sie sind, hängt nicht 
davon ab, was sie glauben, wer sie 
sind. 

Die sollen sich mal nicht her-
ausreden, ja doch nur Texte zu 
verfassen. Das sagt nichts über 
ihre Machtphantasien, sie sind 
nur gebremst durch ihre Stellen-
beschreibung. Ihre Stoßrichtung 
ist unverkennbar. Ihnen fehlt bloß 
das Durchgriffsrecht.

80 Jahre und kein bisschen Hochtouren, 
auf denen die Vorbereitungen zum Start 
in den Auftakt laufen. Das steckt dahinter
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Es ist gut, wenn man nicht erst 
in einer angespannten Lage 

wie zur Zeit der Pandemiemaßnah-
men erfährt, dass man belastete 
Begriffe verwendet, spalterische 
Gedanken vertritt und überhaupt 
zum Staatsfeind geworden ist. Die 
meisten sind dann völlig über-
rascht, weil sie damit nie gerech-
net hätten und so was nur non 
anderen Leuten kennen. Das Ver-
fassungsrecht verändert sich nun 
mal, nicht immer mit Zweidrittel-
mehrheit, oft durch eine Anpas-
sung der Begriffe und eine Mo-
dernisierung des Verständnisses 
davon, was Grundrechte seien 
und in welchem Verhältnis die 
Bürger zum Staat aktuell nicht 
mehr stehen. Meistens geht es die 
Leute auch gar nichts an, was sie 
nicht wissen wollen, es geschieht 
also einvernehmlich, wenn die 

Verfassung im Lichte des Zeit-
geistes ausgelegt wird.

Gut also, dass durch das Fae-
ser-Gutachten nun für alle deut-
lich gemacht wurde, was geht, ge-
nauer, was nicht geht.

In der OTZ wurde im Artikel zum 
Thüringen-Bezug des Gutachtens 
unter anderem informiert, dass 
ein ethnisch-abstammungsmä-
ßiger Volksbegriff unvereinbar mit 
dem Grundgesetz ist.

Hierzu baten wir die OTZ-Chef-
redaktion um die ergänzende Mit-
teilung, was sie Lesern der OTZ 
rät, wenn sie einen solchen Begriff 
auch haben sollten.

Nach der ebenso verfassungs-
feindlichen Verwendung des 
Wortes Kartellparteien fragten 
wir erst gar nicht, wie soll man 
sie denn nennen? Das wissen 
wir alle, und wer es nicht weiß, 

soll sich über den Verdacht nicht 
wundern.

Leider erhielten wir keine Ant-
wort, die haben eben keine Zeit 
für so was und setzen so viel Ver-
stand bei den Lesern voraus, dass 
die schon selber wissen, was emp-
fehlenswert ist.

Aufschluss erhofften wir uns 
vom Berliner Senat. Nachdem 

linke und muslimische Hamas-
Anhänger in Berlin einen Poli-
zisten niedertrampelten, wird der 
Regierende Bürgermeister zitiert, 
Angriffe auf Polizisten seien „ein 
Angriff auf uns alle“. Nun, auf lin-
ke und muslimische gewalttätige 
Hamas-Anhänger ja nicht – grenzt 
er die aus von „wir alle“?

Wurde uns nicht verraten. Wir 
meinen sowieso nicht alle linken 
und nicht alle muslimischen nicht 
alle Anhänger der ganzen Hamas, 
nur die, die in ihrer relevanten 
Zahl das Unterstützermilieu bil-
den, das sich als Repräsentanz 
aller geriert.

Für die Leser einer Jenaer Seni-
orenzeitung fühlt sich der Berliner 
Senat nicht zuständig. Entbüro-
kratisierung.

Vielleicht, so dachten wir, könnte 
uns die Pressestelle des Bundes-
präsidenten Auskunft geben, ob 
der Bundespräsident diese lin-
ken und muslimischen Gewalttä-
ter und ihr Unterstützermilieu zu 
denjenigen zählt, die unsere De-
mokratie angreifen.

Dazu muss der natürlich nichts 
aussagen. Der kennt den juri-
stischen Grundsatz: Nemo tene-
tur se ipsum accusare.

IMPRESSUM

Rentnerisches Akrützel, Jenas führende Seniorenzeitung seit 2019
Initiative zur Förderung der Teilhabe Jenaer Senioren an der Informationsgesellschaft
Druck Kein Druck, nur Digitalvernetzung
Geplante Erscheinungsweise so regelmäßig wie möglich
Objektleitung, Diversity-Manager, ausführender ehrenamtlicher Redakteur mit Migrationshintergrund, 
verantwortlich im Sinne des Presserechts der bekannte Karikaturist Bernd Zeller, Theo-Neubauer-Straße 9, 07743 Jena
Anregungen und Aufregungen an 0175-240 61 81 / Senioren-Akruetzel@web.de
Internetseite www.seniorenakruetzel.blogger.de

Unterstellte Zusammenhänge 
mit zusammenhängenden 
Unterstellungen
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Personen

Das muss man sich mal vor-
stellen, da trafen einige Ge-

raer aufeinander und bekundeten 
ihre unabhängig voneinander ge-
wonnene Einschätzung, Gera hat 
Potenzial. 

Wenn man Potenzial ableitet aus 
dem, was nicht ist, wird das viel-
leicht auch Jenaern einleuchten, 
dennoch ist für Außenstehende 
und Durchreisende gar nicht na-
heliegend, dass Geraer ihren vor-
zufindenden Zustand so deuten 
mögen.

Ist aber so, daher kamen sie auf 
den Einfall, dass Gera dann ja 
doch zu retten wäre, weshalb sie 
folgerichtig feststellten, dass sich 
niemand darum kümmern würde, 
wenn sie die Rettung Geras nicht 
selbst angehen. 

Schon das ist der Punkt, 
der in Jena nicht vorstellbar 
wäre. Jena ist gerade wegen 
der Mentalität der links-
aristokratistischen Überfüt-
terung nicht rettbar, ohne 
Potenzial, Jena ist in der 
Endstufe auf hohem Niveau, 
wo alle Wichtigen dafür be-
zahlt werden, ihre Zuschüs-
se für gerecht und system-
relevant zu halten.

Gera wäre eine bessere 
Kulturhauptstadt als Chemnitz, 
da ist auch nichts, aber man 
feiert es nicht so, als wäre da was. 
Man könnte mit dem Chemnitz-
Programmheft genausogut durch 
Gera gehen.

Gera wird von Alten bewohnt? 
Gut, da gibt es also viele, denen 
man schon vormittags etwas bie-
ten könnte.

Was die Initiativgeraer von Je-

naer Lichtstädtern unterscheidet, 
ist, dass sie keine Fördermittel für 
Pressetexter wollen, denen dann 
einfällt: „Gera – Stadt der Potenzi-
ale“, sondern den Bürgersinn an-
regen ohne Offizialstellen. Sämt-
liches Stadtmarketinggequatsche 
wird gar nicht erst ignoriert. Man 
geht nämlich nicht von Visionen 
und wünschenswerten Idealen 
aus, sondern von da, wo man 
ist, und tätigt zuerst genau ei-
nen Schritt, undenkbar für Jena. 
Man plant nicht blühende Land-
schaften oder das mitteldeutsche 
Zentrum für Potenziale und grün-
det nicht etwa einen Förderver-
ein der Freunde des Elstertalpo-
tenzials, auch keine Petition für 
einen Gera-Krimi wird erwogen, 
so schön der wäre und so interes-

sant der gefilmt wer-
den könnte. Ist halt 
nicht.

Alle Konzepte, die 
darauf beruhen, dass 
jemand anderes et-
was tut, haben genau 
da ihren Schwach-
punkt. 

Was nicht medi-
al stattfindet, findet 
nicht statt, anderer-
seits ist das medial 

Vermittelte wirksam. Mit einem, 
für die Funktionstauglichkeit not-
wendigen, noch zu beschaffenden 
Element, das bekanntgegeben 
wird, sobald es da ist, können sie 
den Anfang öffentlich machen, 
denn der Anfang ist bereits ge-
tan durch die angestellten Über-
legungen. Die Unterhaltung kann 
so, wie sie war, etwas präzisiert 
und zuzüglich des besagten fünf-

ten Elements, online gehen auf 
einem gut besuchten Geraer Ka-
nal, und schon ist, obwohl noch 
keine Neugründung angesiedelt 
wäre, Gera eine Stadt, über die ge-
sprochen wird als eine mit offenen 
Möglichkeiten. Das wird Jena 
nicht unterlaufen. In Jena würde 
es ohne Dynamik bleiben, wenn 
man eine solche Anstrengung 
doch unternehmen wollte. In Gera 
hingegen ist es der erste Schritt, 
auf den unterschwellig alle gewar-
tet haben. Vielen, die in Prozenten 
vielleicht nur wenige sind, aber 
viele als echte Personen, wird et-
was einfallen, aber nicht etwa eine 
Idee für großartige Phantasien des 
gesellschaftlichen Umbaus, son-
dern ihnen fällt etwas ein, was sie 
schon wissen und das man von 
ihnen wissen will. Schon das ist 
eine reale Veränderung der Stadt 
und des bürgerlichen Gefühls.

Zwar gibt es auch in Gera Linke 
und sonstige Mieskleinliche, de-
nen nicht passt, wenn irgendwer 
irgendetwas tut ohne Parteiauf-
trag. Die haben in dieser Aufstel-
lung die dramaturgische Funktion 
des Unsympathen, der die Bürger 
in ihrem Bürgersinn nur noch 
stärker anregt. In Jena sind sie die 
Korruptionsbeauftragten. Auch in 
Gera gibt es amtliche Wichtigtu-
er, die können anfangen zu über-
legen, ob sie was einzubringen 
haben oder ob sie sich mit ihrer 
Überflüssigkeit arrangieren.

Davon ist Gera noch nicht ge-
rettet. Aber Bemühungen hätten 
einen Sinn.

Eine solche Beschreibung wür-
de Jena niemals als akzeptabel 
erachten.
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Die Dezernentin für Grünes 
und ein städtisches Gremi-

um wollen sich dem Vorhaben 
widmen, Aktivität nachzuweisen, 
dass man mal darüber gesprochen 
hat, wie man es in der Coronazeit 
geschafft hat, die Krise zu bewäl-
tigen und so. Von denen erwartet 
niemand etwas.

Folgerichtig machen sich auch 
normale Bürger daran, über die 
Pandemiemaßnahmen zu kon-
ferieren, vielleicht war es auch 
schon, und dieselben oder ande-
re stellen, anwaltlich unterstützt, 
Fragen an die Stadtverwaltung auf 
Grundlage der Auskunftspflicht. 

Das Problem ist: Während die 
städtische Aufarbeitung umso 
zweckdienlicher ist, je mehr sie die 
Öffentlichkeit langweilt, 
ist bei den Querdenk- 
und Schwurbelbürgern 
die gleiche Außenwir-
kung zu erwarten wie 
bei den Demonstrati-
onszügen, nämlich gar 
keine, nur noch ohne die 
Gegendemonstranten. 

Die Fragen an die 
Ämter sind schon so, 
dass man die Antwor-
ten entweder schon 
ahnt oder mehrfach ge-
hört zu haben glaubt, 
wenn man sein Interes-
se überhaupt so lange 
aufrechterhalten kann, 
oder dass die Antwor-
ten, wenn sie gegeben 
werden, auch nur noch 
weiter langweilen. Wann 
wurden welche Maß-
nahmen warum und 
wenn ja wieviele, davon 
ein ganzer Fragenka-
talog. Ja, ganz wichtig 
für das demokratische 
Miteinander und ein 
Zeichen für Unsero-
kratie, dass so etwas 
im Rahmen der Mitwir-
kung und so weiter. Die 
Fragesteller sagen, mit 
den Antworten werde 

man etwas Interessantes anstel-
len können, weil sie lückenhaft 
oder widersprüchlich ausfallen 
könnten. Das ist durchaus richtig 
gedacht, dann hat der Anlauf eben 
etwas früher angefangen, das geht 
und wir sind gespannt, sobald der 
große Sprung ansteht.

Es ist nur alles etwa so, wie 
wenn man die Schauspieler fragt, 
wie sie zu ihren Rollen gekommen 
sind und wie sie sich auf den Auf-
tritt vorbereitet haben. Das sagt 
nichts über die dramaturgische 
Aufstellung.

Man könnte die Zeitung fragen 
oder auf geeignete Weise dazu 
bringen zu antworten, wann sie 
Zweifel bekommen hat an der 
durchgedrückten Darstellung. 

Man könnte fragen, ob sie, also 
Redaktion und Führung, Revi-
sionsbedarf sehen bei ihren Ar-
tikeln, die zum überschriftsmä-
ßigen Ziel hatten, das Vertrauen 
zu erhalten. Man könnte die fra-
gen, für wie groß sie den Grund 
und Boden erachten, in den sie 
sich schämen müssten für ihre 
Hetze gegen Bürger. „Leider ver-
stehen wir Ihre Frage nicht“, wäre 
die erwartbare Antwort, sie wäre 
sehr aussagekräftig. 

Man könnte die Stadtsprecherei 
fragen, wann der Oberbürgermei-
ster Kenntnis davon erlangte, dass 
Bürger seiner Stadt dafür, dass sie 
ihr Recht auf Demonstration und 
Meinungsäußerung in Anspruch 
nahmen, als Faschisten und Na-

zis beschimpft wurden, 
und ob er daran et-
was auszusetzen hat. 
Man könnte ihn fragen, 
welche Vergütung der 
Jena-solidarisch-Ge-
gendemonstranten er 
für angemessen hielte. 
Man könnte erfragen, 
ob er Jena-solidarisch 
für eine faschistoide 
Aktivität hält.

Das müssten die Co-
ronaleugner schon 
selbst erfragen, uns 
gibt der keine Antwort. 
Wir hatten mal ange-
fragt, ob der Oberbür-
germeister die grünfa-
schistoiden Angriffe auf 
die Familie Mohr als fa-
schistoid ansieht, und 
erhielten zur Antwort, 
er wird unsere Fragen 
nicht beantworten.

Das ist alles ganz 
übel und unterste Ka-
none, unwürdig eines 
demokratischen rechts-
staatlichen Landes und 
sogar nicht ganz würdig 
des unsrigen, in dem 
wir uns befinden. 

Aber Unterhaltungs-
wert kann es geben.
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Sonstiger Stoff
Wenn Sie noch was mit Corona hören 
können, hier was dazu, warum wir die 
unrühmliche und aus Sicht der Zeitung 
rühmliche Rolle der Zeitung nicht 
ausgleichen können

Die Lokalredakteure würden 
ganz gewiss sagen: Aber wir 

haben doch alle Meinungen zu 
Wort kommen lassen und auch 
den blöden Covidioten eine Stim-
me gegeben, was wollen Sie von 
uns, Sie Schwurbler aus der Steu-
erbordecke?

Die haben tatsächlich dem eher 
nicht so pandemiemaßnahmenbe-
geisterten FDP-Beyer einen Text-
brei gewährt, wobei es durchaus 
eine journalistische Herausforde-
rung ist, seinem Vorsichtspüree 
einen Gehalt zu entnehmen, wenn 
man das will. Er ist bescheiden 
und freut sich schon, dass immer-
hin das ging.

Danach bekam, um alles wie-
der geradezurücken, die Ver-
treterin der, vergleichsweise, 
stalinismusinspirierten Maßnah-
menpolitik gegen das staatsfeind-
liche pandemietreibende Volk ein 
mehrspaltiges Interview. Der Leser 
wird also informiert, dass manche 
so sagen und manche so nicht. 
Die Debatte auf Augenhöhe.

Sie wird auf Schülerzeitungsni-
veau befragt. Wie fanden Sie, wie 
bewerten Sie? – Die Linke hat.

Investigativfrage: „Die Linke hat 
Jenaer Demos gegen Corona-Maß-
nahmen 2021/2022 teils scharf 
kritisiert. Teilnehmer fühlte sich 
zu Unrecht in die Nazi-Ecke ge-

rückt. Wie sehen Sie 
das heute?“

Fühlten sich. Fühl-
ten sich zu Unrecht. 
So was muss man 
erst einmal artikulie-
ren, ohne sich zu Un-
recht als ganz unten 
korrupt angesehen 
zu fühlen.

Sachliche Ant-
wort: „Die Linke hat 
nie pauschal alle 
Teilnehmenden an 
Demos gegen Coro-
na-Maßnahmen als 
Nazis bezeichnet. Wir 
kritisierten konkrete 
Punkte: die demons-
trative Missachtung 
der Abstands- und 
Hygieneregeln, die 
mangelnde Distanz 
zu demokratie-
feindlichen und teils 
antisemitischen Ver-
schwörungsideolo-
gien und vor allem 
die verbalen und 
körperlichen Aggres-

sionen gegen Journalistinnen, 
Politiker, Wissenschaft und Poli-
zei. Es gibt keinen Anlass, auch 
nur einen dieser Kritikpunkte im 
Rückblick zurückzunehmen oder 
abzuschwächen.“

Womit sie natürlich rechthat, 
aus linksextremer Sicht. Aus nicht 
linksextremer Sicht hat sie nicht 
recht, aber es gibt keine Möglich-
keit, ihr den Weg zu einer anderen 
Perspektive zu öffnen. Die einge-
setzten Kindersoldaten trugen 
keine Parteiabzeichen, stimmt ja.

Die „antisemitischen Verschwö-
rungsideologien“ waren, daran 
muss erinnert werden, allesamt 
zugeschriebene Wertungen durch 
wildgewordene Zivilgesellschaftler, 
die körperlichen Aggressionen ge-
gen die Polizei gab es tatsächlich, 
wie es in den Berichten immer 
hieß, „am Rande“ und „bei“. Tja, 
wenn sie’s aus der Zeitung hat.

Ob es „mehr kritischer Köpfe in 
dem Gremium bedurft“ hätte?

„Sofern mit ‚kritischen Köpfen‘ 
Anhänger von Verschwörungs-
theorien gemeint sind, ist die Ant-
wort klar ‚Nein‘.“

Die kann nicht anders. Was, 
wenn nicht? Wenn es ein Epide-
miologe und eine Betreuerin psy-
chisch erkrankter Jugendlicher 
wären? Kommt in der Parteiver-
schwörungsideologie nicht vor. 
Geht es um alle Verschwörungs-
theorien oder nur um die, die sich 
nicht bewahrheiteten? Den Unter-
schied wird sie nicht kennen, da 
fragt man sie auch nicht danach.

Die linke Begeisterung für die 
Pandemiepolitik ist strukturell. 
Staatliche Kontrolle von allem und 
allen, totalitäre Mentalnormie-
rung, begründet mit dem Wohle 
aller, das ist links. Denen ist keine 
Aufarbeitung zuzumuten, vergeb-
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Jenaer Impressiönchen
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Der offenkundigste Umstand, 
warum Vergleiche mit der 

DDR so dermaßen strukturell was 
von daneben sind, ist die Öffent-
lichkeit, die nicht zuletzt durch die 
Rundfunkanstalten gewährleistet 
ist. In der DDR wurden Zerset-
zungsmaßnahmen geheim durch-
geführt, wohingegen Karl-Eduard 
von Schnitzler keinen Hehl daraus 
machte, dass das, was er sagt, die 
Parteilinie ist.

Nun wird der Intendant des ZDF 
zitiert, er habe die Rundfunkbei-
träge und Jan Böhmermann wech-
selseitig miteinander gerechtfer-
tigt, er soll gesagt haben, dass er 
jungen Menschen gegenüber auf 
die Frage nach der Berechtigung 
des allgemeinen Beitrags Jan 
Böhmermann anführt, woraufhin 

diese sagen, „ja, der ist cool, den 
gucke ich auf Youtube“.

Hierzu fragten wir bei der Pres-
sestelle des ZDF an, wann, so 
etwa, der Herr Intendant eine so 
verlaufende Begegnung mit einem 
oder mehreren jungen Menschen 
zuletzt hatte und wie oft es im 
Verhältnis vorkommt, dass die 
jungen Menschen zum Jan-Böh-
mermann-Argument sagen: ne, 
dann auch nicht.

Wir haben das natürlich für Sie 
gefragt, damit Sie nicht in den 
Glauben versetzt werden, ach, der 
hat überhaupt nicht mit jungen 
Menschen geredet, das hat er sich 
ausgedacht oder herbeiphanta-
siert. 

Ist jetzt Pech, dass wir das nicht 
widerlegen können.

.

liche Mühe. Man macht sie nur 
noch wütender.

Das mehrspaltige Foto hat die 
Bildbeschreibung „Thema hier 
war der Wunsch nach einer soli-
darischen Politik.“ Wünschen wir 
die? Sofern mit solidarischer Po-
litik gleichgeströmtes linksbeto-
niertes Einheitsdenken und Un-
terordnung gemeint sind, ist die 
die Antwort klar „Nein.“

„Stadtrat Stefan Beyer (FDP) hat 
der Linken im Stadtrat vorgewor-
fen, eine echte Aufarbeitung zu 
verhindern …“ Nicht mal als Frage 
formuliert. 

„Die Behauptung Stefan Beyers 
entbehrt jeder Grundlage.“

Da würde inzwischen sogar Mar-
kus Lanz nachfragen. 

Die Zeitung könnte zumindest 
eine substanzielle Ausführung er-
bitten, „sollen wir das wirklich so 
stehenlassen, Sie wissen doch, die 
Zeitung hat einen gewissen Ruf, 
es würde nur denen in die Hän-
de spielen, die uns für verlogen 
und verkommen halten, und das 
sind die Falschen, da sind wir uns 
doch einig?“

Bleibt der Faktencheck an uns 
hängen, den FDP-Beyer nach den 
Grundlagen zu fragen. Er äußert 
den Eindruck, das Gefühl zu ha-
ben, dass sie aus seiner Sicht lügt. 
Die Stadträtler der Linken aus der 
Diätenszene hätten alle Versuche 
niedergeschrien und in die rechte 
Ecke gestellt, das lasse sich in den 
Protokollen nachlesen.

Das macht aber niemand, was 
soll’s also.

Diese rechte Ecke, von der man 
so viel hört, scheint ziemlich hip 
zu sein. Die Angst vor Stigmati-
sierung überwiegt bei dem FDP-
Beyer und bei vielen anderen, er 
möchte wohl nicht seine Stigmata 
vorzeigen und sich vorwerfen las-
sen, sich als Opfer zu stilisieren.

Und die Zeitung sei auch so ge-
polt, wie er findet. Da hat er etwas 
Richtiges gefunden, so funktionie-
ren Echokammern, alle verdrehen 
in dieselbe Richtung und halten 
sich gegenseitig für geradlinig. 

Da können wir nicht jedes Mal 
aufs Neue sagen, hier ist wieder so 
was, was wir immer sagen. 

Die FDP verfolgt die Methode: 
Die sind nicht hinter euch her, 
die sind hinter uns her, also wählt 
uns!

Das Ergebnis ist bekannt.

Der anschwärzende Kanal
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Das Qualitätsblatt unter den Presseprodukten
Leuchtendes Schwein

Gefahr durch neuen Kulturstaatsminister: 
Thüringer Kulturschaffende haben Angst, 
dass Wolfram Weimer die Beninbronzen 
zurückerobern will

Schülervertreter pochen auf 
Recht auf keinen Bock

Thüringer Kulturschaf-
fende sind bekannt für 
ihre Vielfalt und Weltof-
fenheit. Das unterschei-
det sie von all denen, 
die nicht für sie bezahlen 
wollen, weshalb öffent-
liche Förderungen ein 
Dienst an der demokra-
tischen Kultur sind. Die 
Signale, die aus Berlin 
kommen, lassen längst 
überwunden geglaubte 
Befürchtungen wieder-
aufflammen. „Wie es ein 
Land mit seiner Kultur 
hält, ist ein Zeichen da-
für, wie es um die Werte 
bestellt ist“, heißt es in 
dem Positionspapier zur 
Rettung vor Kürzungen.

Work-Life-Balance fängt nicht erst im Berufsleben 
an, sondern muss schon in der Schule geübt wer-
den. Darum fordern Schülervertreter, das anlass-
lose Chillen gleichzusetzen mit dem Streiken fürs 
Klima, was etwas aus der Mode gekommen ist. Un-
terstützung kam von der Gewerkschaft.

Lösungen 
beseitigen die 
Probleme nicht

Ein Problem zu lösen, gilt als 
Königsweg für dessen Behebung. 
Aber stimmt das überhaupt? Fakt 
ist, die Komplexität verschwindet 
nicht, schon gar nicht einfach 
so, auch wenn es vielen auf den 
ersten Blick so erscheinen mag. 
Und für viele macht der zweite 
Blick keinen Unterschied. Genau 
das ist der Grund, warum mehr 
als Blicke gefragt sind. 

Preis für gefühlte 
Zivilcourage startet 
in die erste Auflage
Jena wagt sich mit ei-
ner echten Neuerung 
in die Position des 
Spitzenreiters. Bei 
der Vergabe des Zivil-
couragepreises soll 
die subjektiv empfun-
dene Courage des Zi-
vilisten gestärkt in den 
Vordergrund gerückt 
werden. „Bisher kam 
dieser Aspekt zu kurz, 
dabei geht es gerade 
darum, wie couragiert 
man sich selber fühlt“, 
heißt es von zustän-
diger Stelle. Mitma-
chen können alle, die 
sich als preisverdäch-
tig empfinden, eine 
gefühlte Begründung 
reicht, bei der auch 
gerne Hilfestellung ge-
geben werden kann.


